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Court of Justice EU, 31 October 2019, Repower v 

EUIPO 

 

 
 

TRADE MARK LAW  

 

Appellant has sufficient interest in appeal 

 Annulment of the contested revocation decision 

would be in the appellant’s favour 
Falls dem vorliegenden Rechtsmittel stattgegeben und 

die streitige Entscheidung für nichtig erklärt würde, 

bliebe die Entscheidung vom 8. Februar 2016 bestehen, 

so dass das Rechtsmittel der Rechtsmittelführerin im 

Ergebnis einen Vorteil verschaffen würde. Der 

Fortbestand dieser Entscheidung würde ihr nämlich die 

Möglichkeit geben, in der Europäischen Union 

weiterhin für bestimmte Waren und Dienstleistungen 

den Schutz der internationalen Registrierung Nr. 

1020351 für die Wortmarke REPOWER zu 

beanspruchen. 

 

Error in law of General Court to base the revocation 

decision on the general principle of law that permits 

the revocation of unlawful administrative acts 

instead of Article 80(1) CTMR cannot lead to 

annulment of the judgement 

 Operative part of the judgement under appeal is 

justified on other grounds 
Folglich stellt jeder Verstoß gegen die 

Begründungspflicht, sei es eine fehlende oder eine 

unzureichende Begründung, einen Verfahrensfehler im 

Sinne der genannten Bestimmung dar, und ein 

Begründungsmangel, wie ihn das Gericht insbesondere 

in den Rn. 77 bis 82 des angefochtenen Urteils in Bezug 

auf die Entscheidung vom 8. Februar 2016, die mit der 

streitigen Entscheidung widerrufen wurde, festgestellt 

hat, stellt einen solchen Verfahrensfehler dar. [..] 

36 Folglich war Art. 80 Abs. 1 der Verordnung Nr. 

207/2009 im vorliegenden Fall anwendbar. Unter diesen 

Umständen greift die Rüge der Rechtsmittelführerin 

durch, dass das Gericht dadurch, dass es den 

allgemeinen Rechtsgrundsatz, wonach die Rücknahme 

rechtswidriger Verwaltungsakte zulässig ist, anstelle 

von Art. 80 Abs. 1 der Verordnung angewandt hat, 

gegen den Grundsatz lex specialis derogat legi generali 

verstoßen hat. [..] 

38 Aus den vorstehenden Erwägungen folgt, dass das 

EUIPO die Entscheidung vom 8. Februar 2016 mit der 

streitigen, auf der Grundlage von Art. 80 Abs. 1 der 

Verordnung Nr. 207/2009 ergangenen Entscheidung 

widerrufen musste, so dass das Gericht zutreffend davon 

ausgegangen ist, dass die Entscheidung vom 8. Februar 

2016 mit der streitigen Entscheidung ordnungsgemäß 

widerrufen wurde. Der Tenor des angefochtenen Urteils 

erweist sich somit aus den in den vorstehenden 

Randnummern des vorliegenden Urteils dargelegten 

Gründen als richtig, so dass eine Ersetzung von Gründen 

vorzunehmen und festzustellen ist, dass der vom Gericht 

begangene Rechtsfehler nicht zur Aufhebung des 

angefochtenen Urteils führen kann (vgl. in diesem Sinne 

Urteil vom 28. März 2019, River Kwai International 

Food Industry/AETMD, C‑144/18 P, nicht 

veröffentlicht, EU:C:2019:266, Rn. 22). 

 

Source: curia.europa.eu 

 

Court of Justice EU, 31 October 2010 

(K. Lenaerts, T. von Danwitz und C. Vajda 

(Berichterstatter)) 

URTEIL DES GERICHTSHOFS (Zweite Kammer) 

31. Oktober 2019(*) 

„Rechtsmittel – Unionsmarke – Nichtigkeitsverfahren – 

Widerruf der ursprünglichen Entscheidung der 

Beschwerdekammer, den Antrag auf Nichtigerklärung 

der Unionswortmarke REPOWER teilweise 

zurückzuweisen“ 

In der Rechtssache C‑281/18 P 

betreffend ein Rechtsmittel nach Art. 56 der Satzung des 

Gerichtshofs der Europäischen Union, eingelegt am 20. 

April 2018, 

Repower AG mit Sitz in Brusio (Schweiz), 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte R. Kunz-

Hallstein, H. P. Kunz-Hallstein und V. Kling, 

Rechtsmittelführerin, 

andere Parteien des Verfahrens: 

Amt der Europäischen Union für geistiges Eigentum 

(EUIPO), vertreten durch D. Botis und J. F. Crespo 

Carrillo als Bevollmächtigte, 

Beklagter im ersten Rechtszug, 

repowermap.org mit Sitz in Bern (Schweiz), 

Prozessbevollmächtigter: P. González-Bueno Catalán de 

Ocón, abogado, 

Streithelferin im ersten Rechtszug, 

erlässt 

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten des Gerichtshofs K. 

Lenaerts in Wahrnehmung der Aufgaben des 

Präsidenten der Zweiten Kammer sowie der Richter T. 

von Danwitz und C. Vajda (Berichterstatter), 

Generalanwalt: M. Campos Sánchez-Bordona, 

Kanzler: V. Giacobbo-Peyronnel, Verwaltungsrätin, 

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die 

mündliche Verhandlung vom 14. März 2019, 

nach Anhörung der Schlussanträge des 

Generalanwalts in der Sitzung vom 16. Mai 2019 
folgendes 

Urteil 

1 Mit ihrem Rechtsmittel begehrt die Repower AG die 

Aufhebung des Urteils des Gerichts der Europäischen 

Union vom 21. Februar 2018, Repower/EUIPO – 

repowermap.org (REPOWER) (T‑727/16, im 

Folgenden: angefochtenes Urteil, EU:T:2018:88), mit 

dem das Gericht ihre Klage auf Aufhebung der 

Entscheidung der Fünften Beschwerdekammer des 

Amtes der Europäischen Union für geistiges Eigentum 

(EUIPO) vom 3. August 2016 (Sache R 2311/2014‑5 

[REV]) zu einem Nichtigkeitsverfahren zwischen 
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repowermap.org und Repower (im Folgenden: streitige 

Entscheidung) abgewiesen hat. 

Rechtlicher Rahmen 

2 Die Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 26. 

Februar 2009 über die Unionsmarke (ABl. 2009, L 78, 

S. 1) wurde durch die am 23. März 2016 in Kraft 

getretene Verordnung (EU) 2015/2424 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 

Dezember 2015 (ABl. 2015, L 341, S. 21) geändert. Da 

die streitige Entscheidung am 3. August 2016 erging, 

sind auf sie die Bestimmungen der Verordnung Nr. 

207/2009 in der durch die Verordnung 2015/2424 

geänderten Fassung anwendbar. 

3 Abschnitt 1 („Allgemeine Vorschriften“) von Titel IX 

(„Verfahrensvorschriften“) der Verordnung Nr. 

207/2009 in der durch die Verordnung 2015/2424 

geänderten Fassung umfasst ihre Art. 75 bis 84. Nach 

Art. 4 der Verordnung 2015/2424 sind einige 

Bestimmungen der Verordnung Nr. 207/2009 erst ab 

dem 1. Oktober 2017 anwendbar. Zu ihnen gehören Art. 

75, Art. 80 Abs. 1 und 2 sowie Art. 83 der Verordnung 

Nr. 207/2009. Im vorliegenden Fall sind auf die streitige 

Entscheidung in Anbetracht des Zeitpunkts ihres 

Erlasses Art. 75, Art. 80 Abs. 1 und 2 sowie Art. 83 der 

Verordnung Nr. 207/2009 in ihrer ursprünglichen 

Fassung anwendbar. 

4 Art. 75 („Begründung der Entscheidungen“) der 

Verordnung Nr. 207/2009 lautet: 

„Die Entscheidungen des Amtes sind mit Gründen zu 

versehen. Sie dürfen nur auf Gründe gestützt werden, zu 

denen die Beteiligten sich äußern konnten.“ 

5 Art. 80 („Löschung oder Widerruf“) der Verordnung 

Nr. 207/2009 bestimmt in den Abs. 1 und 2: 

„(1) Nimmt das Amt eine Eintragung ins Register vor 

oder trifft es eine Entscheidung, so löscht es diese 

Eintragung oder widerruft diese Entscheidung, wenn die 

Eintragung oder die Entscheidung offensichtlich mit 

einem dem Amt anzulastenden Verfahrensfehler behaftet 

ist. Gibt es nur einen einzigen Verfahrensbeteiligten und 

berührt die Eintragung oder der Vorgang dessen Rechte, 

so werden die Löschung bzw. der Widerruf auch dann 

angeordnet, wenn der Fehler für den Beteiligten nicht 

offenkundig war. 

(2) Die Löschung oder der Widerruf gemäß Absatz 1 

werden von Amts wegen oder auf Antrag eines der 

Verfahrensbeteiligten von derjenigen Stelle angeordnet, 

die die Eintragung vorgenommen oder die Entscheidung 

erlassen hat. Die Löschung oder der Widerruf werden 

binnen sechs Monaten ab dem Datum der Eintragung in 

das Register oder dem Erlass der Entscheidung nach 

Anhörung der Verfahrensbeteiligten sowie der 

möglichen Inhaber der Rechte an der betreffenden 

Gemeinschaftsmarke, die im Register eingetragen sind, 

angeordnet.“ 

6 Art. 83 („Heranziehung allgemeiner Grundsätze“) der 

Verordnung Nr. 207/2009 lautet: 

„Soweit diese Verordnung, die 

Durchführungsverordnung, die Gebührenordnung oder 

die Verfahrensordnung der Beschwerdekammern 

Vorschriften über das Verfahren nicht enthält, 

berücksichtigt das Amt die in den Mitgliedstaaten im 

Allgemeinen anerkannten Grundsätze des 

Verfahrensrechts.“ 

Vorgeschichte des Rechtsstreits 

7 Das Gericht hat die Vorgeschichte des Rechtsstreits in 

den Rn. 1 bis 12 des angefochtenen Urteils wie folgt 

geschildert: 

1 Am 26. Juni 2009 erhielt die Klägerin, [Repower], 

gemäß der Verordnung … Nr. 207/2009 … beim 

[EUIPO] den Schutz der internationalen Registrierung 

Nr. 1020351 in der Europäischen Union für die 

Wortmarke REPOWER. 

… 

3 Am 3. Juni 2013 stellte die Streithelferin, die 

repowermap.org, … einen Antrag auf Nichtigerklärung 

der angegriffenen Marke. Sie machte dabei geltend, dass 

die angegriffene Marke hinsichtlich aller von dieser 

Marke erfassten Waren und Dienstleistungen 

beschreibendenden Charakter habe und keine 

Unterscheidungskraft besitze. 

4 Am 9. Juli 2014 gab die Nichtigkeitsabteilung dem 

Antrag auf Nichtigerklärung [teilweise] statt … 

… 

6 Am 8. September 2014 legte die Streithelferin gegen 

die Entscheidung der Nichtigkeitsabteilung beim 

EUIPO gemäß den Art. 58 bis 64 der Verordnung Nr. 

207/2009 … Beschwerde ein. 

7 Mit Entscheidung vom 8. Februar 2016 wies die Fünfte 

Beschwerdekammer des EUIPO die Beschwerde zurück 

(im Folgenden: Entscheidung vom 8. Februar 2016). … 

8 Mit Klageschrift, die am 26. April 2016 bei der 

Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, erhob die 

Streithelferin Klage gegen die Entscheidung vom 8. 

Februar 2016. Diese Rechtssache wurde unter dem 

Aktenzeichen T‑188/16 in das Register der Kanzlei des 

Gerichts eingetragen. 

9 Mit Mitteilung vom 22. Juni 2016 setzte die Fünfte 

Beschwerdekammer die Parteien darüber in Kenntnis, 

dass sie nach der Erhebung der Klage beim Gericht in 

der Rechtssache T‑188/16, repowermap/EUIPO – 

Repower (REPOWER), festgestellt habe, dass die 

Entscheidung vom 8. Februar 2016 unzureichend 

begründet sei im Sinne von Art. 75 der Verordnung Nr. 

207/2009 … Aufgrund dieser unzureichenden 

Begründung erachte sie es für angebracht, die 

Entscheidung vom 8. Februar 2016 nach Art. 80 der 

Verordnung Nr. 207/2009 … zu widerrufen, um die 

Unterscheidungskraft und den beschreibenden 

Charakter der angegriffenen Marke im Hinblick auf die 

von diesem Zeichen erfassten Waren und 

Dienstleistungen eingehend zu prüfen. Sie forderte die 

Parteien auf, zum beabsichtigten Widerruf der 

Entscheidung vom 8. Februar 2016 Stellung zu nehmen. 

10 Die Klägerin nahm am 5. Juli 2016 im Wesentlichen 

dahin Stellung, dass, solange der Tenor der 

Entscheidung vom 8. Februar 2016 nicht geändert 

werde, die tragende Begründung unter den in Art. 83 der 

Verordnung Nr. 207/2009 … genannten 

Voraussetzungen untermauert werden könne. … 

Dagegen sei ein Widerruf der Entscheidung vom 8. 

Februar 2016 nach Art. 80 der Verordnung Nr. 

207/2009, der in der in der Datenbank EUR-Lex ins Netz 
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gestellten konsolidierten Fassung der Verordnung Nr. 

207/2009 nicht oder nicht mehr vorhanden sei, nicht 

möglich, da nach diesem Artikel nur die Prüfer des 

EUIPO zum Widerruf befugt seien und ein 

Begründungsmangel kein Verfahrensfehler im Sinne 

von Art. 80 der Verordnung Nr. 207/2009 sei. 

Schließlich folge aus der Entscheidung der Großen 

Beschwerdekammer des EUIPO vom 28. April 2009 

(Sache R 323/2008‑G) (im Folgenden: Entscheidung der 

Großen Beschwerdekammer), dass die Entscheidungen 

des EUIPO, gegen die eine Klage beim Gericht anhängig 

sei, nicht widerrufen werden könnten. 

11 Die Streithelferin nahm am 20. Juli 2016 in der Weise 

Stellung, dass Art. 80 der Verordnung Nr. 207/2009 als 

Spezialnorm anstelle der allgemeinen Grundsätze gelte, 

auf die Art. 83 der Verordnung Nr. 207/2009 verweise. 

Auch sei die Antwort auf die Frage, ob eine 

unzureichende Begründung einen Verfahrensfehler 

darstelle, zweifelhaft; nach einiger Wahrscheinlichkeit 

sei ein Widerruf der Entscheidung vom 8. Februar 2016 

wegen unzureichender Begründung nicht zulässig 

gewesen. Unter Berücksichtigung dessen sei es am 

besten, das Verfahren vor dem Gericht in der 

Rechtssache T‑188/16, repowermap/EUIPO – Repower 

(REPOWER), fortzusetzen. 

12 Mit [der streitigen Entscheidung] widerrief die Fünfte 

Beschwerdekammer des EUIPO die Entscheidung vom 

8. Februar 2016 … mit der Begründung, dass Art. 80 der 

Verordnung Nr. 207/2009 entgegen den von den 

Parteien geäußerten Zweifeln auch noch nach dem 

Inkrafttreten der Verordnung 2015/2424 anwendbar sei. 

Außerdem sei das EUIPO verpflichtet, seine 

Entscheidungen zu begründen und insbesondere die 

Gründe für die Zurückweisung im Hinblick auf die 

betreffenden Waren und Dienstleistungen zu prüfen, so 

dass die bei der Entscheidung vom 8. Februar 2016 

bemerkte Unzulänglichkeit der Begründung ein 

offensichtlicher Verfahrensfehler nach Art. 80 der 

Verordnung Nr. 207/2009 sei, der zu berichtigen sei.“ 

Verfahren vor dem Gericht und angefochtenes Urteil 

8 Mit Klageschrift, die am 10. Oktober 2016 bei der 

Kanzlei des Gerichts einging, erhob die 

Rechtsmittelführerin Klage auf Aufhebung der streitigen 

Entscheidung. 

9 Sie stützte ihre Klage auf vier Klagegründe, mit denen 

sie erstens das Fehlen einer Rechtsgrundlage, zweitens 

die fehlende Befugnis der Beschwerdekammern zum 

Widerruf ihrer Entscheidungen, drittens die Verletzung 

von Art. 80 der Verordnung Nr. 207/2009, der 

Prüfungsrichtlinien des EUIPO sowie der Grundsätze 

einer ordnungsgemäßen Verwaltung, der 

Rechtssicherheit und der Rechtskraftwirkung und 

viertens einen Begründungsmangel rügte. 

10 Im angefochtenen Urteil hat das Gericht die Klage in 

vollem Umfang abgewiesen. In den Rn. 53 bis 59 des 

angefochtenen Urteils hat es zunächst ausgeführt, die 

Beschwerdekammer habe die streitige Entscheidung 

nicht auf Art. 80 Abs. 1 der Verordnung Nr. 207/2009 

stützen können, da ein Begründungsmangel keinen 

offensichtlichen Verfahrensfehler im Sinne dieser 

Bestimmung darstelle. Sodann hat es in den Rn. 60 bis 

88 und 92 bis 95 des angefochtenen Urteils festgestellt, 

dass die streitige Entscheidung auf den allgemeinen 

Rechtsgrundsatz habe gestützt werden können, wonach 

die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte 

zulässig sei; die Voraussetzungen für die Anwendung 

dieses Grundsatzes seien erfüllt. In Rn. 89 des 

angefochtenen Urteils hat es hinzugefügt, die fehlerhafte 

Wahl der Rechtsgrundlage der streitigen Entscheidung 

durch das EUIPO führe nur dann zur Aufhebung des 

betreffenden Rechtsakts, wenn sie Auswirkungen auf 

dessen Inhalt haben könne. In den Rn. 90 und 91 des 

angefochtenen Urteils ist es zu dem Ergebnis 

gekommen, dass der Fehler der Beschwerdekammer bei 

der Wahl der Rechtsgrundlage nicht die Aufhebung der 

streitigen Entscheidung rechtfertige, und hat die Klage 

deshalb abgewiesen. 

Anträge der Parteien vor dem Gerichtshof 

11 In ihrer Rechtsmittelschrift beantragt Repower, 

– das angefochtene Urteil aufzuheben; 

– die streitige Entscheidung für nichtig zu erklären und 

– dem EUIPO die Kosten aufzuerlegen. 

12 Das EUIPO und repowermap.org beantragen, das 

Rechtsmittel zurückzuweisen und Repower die Kosten 

aufzuerlegen. 

Zum Rechtsmittel 

Zum Rechtsschutzinteresse 

Vorbringen der Parteien 

13 repowermap.org trägt vor, die Rechtsmittelführerin 

habe kein Interesse an der Nichtigerklärung der 

streitigen Entscheidung mehr. Unter Bezugnahme auf 

Rn. 91 des angefochtenen Urteils führt sie aus, da das 

Gericht festgestellt habe, dass die Entscheidung vom 8. 

Februar 2016 mit einem Begründungsmangel behaftet 

sei, müsste es diese Entscheidung im Rahmen des bei 

ihm anhängigen Verfahrens in der Rechtssache 

T‑188/16 für nichtig erklären, falls der Gerichtshof dem 

Rechtsmittel stattgeben und die streitige Entscheidung 

für nichtig erklären sollte. Dies würde zu zusätzlichen 

Verfahren führen, obwohl sich das Ergebnis 

wahrscheinlich nicht von der aktuellen Situation 

unterscheiden würde. Da die Aufrechterhaltung der 

Entscheidung vom 8. Februar 2016 der 

Rechtsmittelführerin somit keinen Vorteil bringe, sei das 

Rechtsmittel unzulässig. 

14 Die Rechtsmittelführerin hat in der mündlichen 

Verhandlung geltend gemacht, sie habe nach wie vor ein 

Interesse daran, dass die streitige Entscheidung für 

nichtig erklärt werde. Insbesondere hat sie unter 

Bezugnahme auf ihren vierten Rechtsmittelgrund 

vorgebracht, mit der streitigen Entscheidung sei die 

Entscheidung vom 8. Februar 2016, die in Teilen für sie 

günstig sei, in vollem Umfang widerrufen worden. Die 

Aufhebung des angefochtenen Urteils und die 

Nichtigerklärung der streitigen Entscheidung sowie die 

damit verbundene Aufrechterhaltung der Entscheidung 

vom 8. Februar 2016 hätten die Wiederaufnahme des 

Verfahrens in der Rechtssache T‑188/16 zur Folge, was 

es ihr ermöglichen würde, ihre Ansprüche, auch im 

Rechtsmittelverfahren vor dem Gerichtshof, geltend zu 

machen, um die Nichtigerklärung dieser Entscheidung 
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zu verhindern und damit die Rechte zu wahren, die sie 

ihr verschaffe. 

15 Das EUIPO hat in der mündlichen Verhandlung ein 

Rechtsschutzinteresse der Rechtsmittelführerin 

verneint. Zwar sei ein Teil der Entscheidung vom 8. 

Februar 2016 für sie günstig, doch habe das EUIPO 

selbst eingeräumt, dass sie wegen eines 

Begründungsmangels rechtswidrig sei, so dass die 

Rechtsmittelführerin aus ihr keine Rechte herleiten 

könne. 

Würdigung durch den Gerichtshof 

16 Nach ständiger Rechtsprechung setzt ein 

Rechtsschutzinteresse des Rechtsmittelführers voraus, 

dass ihm das Rechtsmittel im Ergebnis einen Vorteil 

verschaffen kann (Urteil vom 19. Oktober 1995, Rendo 

u. a./Kommission, C‑19/93 P, EU:C:1995:339, Rn. 13, 

Beschluss vom 5. Juli 2018, Wenger/EUIPO, C‑162/18 

P, nicht veröffentlicht, EU:C:2018:545, Rn. 13 und die 

dort angeführte Rechtsprechung, sowie Urteil vom 13. 

Juli 2000, Parlament/Richard, C‑174/99 P, 

EU:C:2000:412, Rn. 33). 

17 Im vorliegenden Fall steht fest, dass die Entscheidung 

vom 8. Februar 2016, die in der Folge durch die streitige 

Entscheidung widerrufen wurde, für die 

Rechtsmittelführerin insofern günstig war, als die von 

repowermap.org gegen die Entscheidung der 

Nichtigkeitsabteilung vom 9. Juli 2014, die ihrerseits für 

die Rechtsmittelführerin teilweise günstig war, 

eingelegte Beschwerde zurückgewiesen wurde. 

18 Falls dem vorliegenden Rechtsmittel stattgegeben 

und die streitige Entscheidung für nichtig erklärt würde, 

bliebe die Entscheidung vom 8. Februar 2016 bestehen, 

so dass das Rechtsmittel der Rechtsmittelführerin im 

Ergebnis einen Vorteil verschaffen würde. Der 

Fortbestand dieser Entscheidung würde ihr nämlich die 

Möglichkeit geben, in der Europäischen Union 

weiterhin für bestimmte Waren und Dienstleistungen 

den Schutz der internationalen Registrierung Nr. 

1020351 für die Wortmarke REPOWER zu 

beanspruchen. 

19 An dieser Feststellung ändert das Vorbringen von 

repowermap.org nichts, dass die Entscheidung vom 8. 

Februar 2016, wie das Gericht in Rn. 91 des 

angefochtenen Urteils festgestellt habe, im Rahmen der 

Nichtigkeitsklage in der Rechtssache T‑188/16 für 

nichtig erklärt werden müsste, so dass die 

Rechtsmittelführerin nur einen vorübergehenden Vorteil 

erlangen würde, wenn dem Rechtsmittel stattgegeben 

würde. 

20 Dem Gerichtshof ist es nämlich im Rahmen der 

Prüfung des Rechtsschutzinteresses verwehrt, dessen 

Vorliegen mit der Begründung zu verneinen, dass das 

Gericht im angefochtenen Urteil inzident die 

Rechtmäßigkeit der Entscheidung vom 8. Februar 2016 

beurteilt habe, obwohl sie nicht Gegenstand der bei ihm 

erhobenen Klage war. Soweit die Entscheidung vom 8. 

Februar 2016, die untrennbar mit der streitigen 

Entscheidung verbunden ist, berücksichtigt werden 

muss, handelt es sich um eine Frage der Begründetheit. 

Der Gerichtshof kann im Stadium der Prüfung des 

Rechtsschutzinteresses nicht von der Hypothese 

ausgehen, dass die Entscheidung vom 8. Februar 2016 

rechtswidrig ist. In diesem Rahmen ist es notwendig, 

aber ausreichend, dass das bei ihm eingelegte 

Rechtsmittel der Partei, die es eingelegt hat, im Ergebnis 

einen Vorteil verschaffen kann. Dies ist hier der Fall, 

wie aus den Rn. 17 und 18 des vorliegenden Urteils 

hervorgeht. 

21 Unter diesen Umständen ist ein 

Rechtsschutzinteresse der Rechtsmittelführerin zu 

bejahen. 

Zur Begründetheit 

22 Die Rechtsmittelführerin stützt ihr Rechtsmittel auf 

fünf Gründe. Mit ihrem ersten Rechtsmittelgrund macht 

sie geltend, das EUIPO habe den Gegenstand des 

Rechtsstreits verändert, indem es während des 

Verfahrens vor dem Gericht durch die Heranziehung des 

allgemeinen Rechtsgrundsatzes, wonach die 

Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte zulässig 

sei, seine Argumentation in Bezug auf die 

Rechtsgrundlage der streitigen Entscheidung geändert 

habe. Im Rahmen ihres zweiten Rechtsmittelgrundes 

rügt sie, dass das Gericht den allgemeinen 

Rechtsgrundsatz, wonach die Rücknahme 

rechtswidriger Verwaltungsakte zulässig sei, zu Unrecht 

angewandt habe, weil die zum Zeitpunkt des Erlasses 

der streitigen Entscheidung geltenden Bestimmungen 

der Verordnung Nr. 207/2009 Spezialregelungen 

darstellten und die Anwendung dieses Grundsatzes nicht 

zuließen. Mit ihrem dritten Rechtsmittelgrund wirft sie 

dem Gericht vor, im Rahmen von Art. 83 der 

Verordnung Nr. 207/2009 die Beweislast umgekehrt zu 

haben. Mit ihrem vierten Rechtsmittelgrund macht sie 

geltend, selbst wenn der allgemeine Rechtsgrundsatz, 

wonach die Rücknahme rechtswidriger 

Verwaltungsakte zulässig sei, anwendbar wäre, hätte die 

Entscheidung vom 8. Februar 2016 aus Gründen des 

Vertrauensschutzes nicht in vollem Umfang widerrufen 

werden dürfen. Schließlich wird mit dem fünften 

Rechtsmittelgrund ein Begründungsmangel der 

streitigen Entscheidung gerügt. 

Zu den ersten vier Rechtsmittelgründen 

23 Mit ihren ersten vier Rechtsmittelgründen macht die 

Rechtsmittelführerin im Wesentlichen geltend, das 

Gericht habe Rechtsfehler begangen, indem es, 

gegebenenfalls in Verbindung mit Art. 83 der 

Verordnung Nr. 207/2009, den allgemeinen 

Rechtsgrundsatz angewandt habe, wonach die 

Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte zulässig 

sei. 

24 Insbesondere macht die Rechtsmittelführerin im 

Rahmen des zweiten Rechtsmittelgrundes, der zuerst zu 

prüfen ist, u. a. geltend, das Gericht habe gegen den 

Grundsatz lex specialis derogat legi generali verstoßen. 

Art. 80 Abs. 1 der Verordnung Nr. 207/2009 gestatte es 

als Ausnahmevorschrift und lex specialis nicht, auf die 

in den Mitgliedstaaten im Allgemeinen anerkannten 

Rechtsgrundsätze oder auf den allgemeinen 

Rechtsgrundsatz, wonach die Rücknahme 

rechtswidriger Verwaltungsakte zulässig sei, 

zurückzugreifen. Das EUIPO dürfe seine 

Entscheidungen nur in der in dieser Vorschrift 
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vorgesehenen Situation widerrufen, denn sonst würde 

sie ihres Sinnes beraubt. Mit dem Erlass von Art. 80 der 

Verordnung Nr. 207/2009 habe der Unionsgesetzgeber 

die Widerrufsbefugnis des EUIPO auf den dort 

genannten Fall beschränken wollen. 

25 Das Gericht habe somit einen Rechtsfehler begangen, 

indem es die Möglichkeit geprüft habe, die 

Entscheidung vom 8. Februar 2016 auf der Grundlage 

des allgemeinen Rechtsgrundsatzes, wonach die 

Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte zulässig 

sei, und von Art. 83 der Verordnung Nr. 207/2009 durch 

den Erlass der streitigen Entscheidung zu widerrufen. 

26 In Anbetracht dieses Vorbringens der 

Rechtsmittelführerin ist zu prüfen, ob das Gericht gegen 

den Grundsatz lex specialis derogat legi generali 

verstoßen hat, als es den Widerruf der Entscheidung 

vom 8. Februar 2016 insbesondere auf den allgemeinen 

Rechtsgrundsatz gestützt hat, wonach die Rücknahme 

rechtswidriger Verwaltungsakte zulässig ist. 

27 Nach Art. 80 Abs. 1 der Verordnung Nr. 207/2009 

widerruft das EUIPO eine Entscheidung, die 

offensichtlich mit einem ihm anzulastenden 

Verfahrensfehler behaftet ist. 

28 Insoweit ist erstens klarzustellen, dass die 

Beschwerdekammern des EUIPO aus den vom Gericht 

in den Rn. 29 und 33 bis 38 des angefochtenen Urteils 

angegebenen und von der Rechtsmittelführerin nicht in 

Frage gestellten Gründen über die in Art. 80 Abs. 1 der 

Verordnung Nr. 207/2009 vorgesehene 

Widerrufsbefugnis verfügen. 

29 Zweitens geht aus dem Wortlaut dieser Bestimmung 

hervor, dass ein offensichtlicher Verfahrensfehler im 

dort genannten Sinne ein vom EUIPO begangener 

offenkundiger Fehler verfahrensrechtlicher Art ist. 

30 Bei der Auslegung des Begriffs des offensichtlichen 

Verfahrensfehlers im Sinne von Art. 80 Abs. 1 der 

Verordnung Nr. 207/2009 sind nach ständiger 

Rechtsprechung des Gerichtshofs nicht nur dessen 

Wortlaut, sondern auch sein Kontext und die Ziele zu 

berücksichtigen, die mit der Regelung, zu der er gehört, 

verfolgt werden (Urteil vom 5. September 2019, Verein 

für Konsumenteninformation, C‑28/18, EU:C:2019:673, 

Rn. 25). 

31 Was den Kontext von Art. 80 der Verordnung Nr. 

207/2009 anbelangt, gehören sowohl er als auch der die 

Pflicht, Entscheidungen des EUIPO zu begründen, 

betreffende Art. 75 der Verordnung Nr. 207/2009 zu 

deren Titel IX („Verfahrensvorschriften“). Nach der 

Systematik der Verordnung betreffen Verfahrensfehler, 

aufgrund deren das EUIPO nach Art. 80 Abs. 1 seine 

Entscheidung widerruft, somit insbesondere die in 

diesem Titel enthaltenen Verfahrensregeln wie die 

Begründungspflicht. 

32 Diese Auslegung wird auch durch das mit Art. 80 

Abs. 1 der Verordnung Nr. 207/2009 verfolgte Ziel 

bestätigt. Mit ihm soll dem EUIPO nämlich zur 

Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Verwaltung 

und aus Gründen der Verfahrensökonomie die Pflicht 

auferlegt werden, mit einem offensichtlichen 

Verfahrensfehler behaftete Entscheidungen zu 

widerrufen. In Anbetracht dieses Ziels gibt es keinen 

Grund, offensichtliche Verfahrensfehler in Form eines 

Verstoßes des EUIPO gegen die ihm nach Art. 75 der 

Verordnung Nr. 207/2009, der zu ihren 

Verfahrensvorschriften gehört, obliegende 

Begründungspflicht vom Anwendungsbereich ihres Art. 

80 Abs. 1 auszunehmen. 

33 Eine solche Auslegung spiegelt auch die ständige 

Rechtsprechung des Gerichtshofs wider, wonach es sich 

bei der Begründungspflicht um ein wesentliches 

Formerfordernis handelt, das von der Frage der 

sachlichen Richtigkeit der Begründung zu unterscheiden 

ist, die zur materiellen Rechtmäßigkeit des streitigen 

Rechtsakts gehört (Urteil vom 10. Juli 2008, 

Bertelsmann und Sony Corporation of America/Impala, 

C‑413/06 P, EU:C:2008:392, Rn. 181). 

34 Folglich stellt jeder Verstoß gegen die 

Begründungspflicht, sei es eine fehlende oder eine 

unzureichende Begründung, einen Verfahrensfehler im 

Sinne der genannten Bestimmung dar, und ein 

Begründungsmangel, wie ihn das Gericht insbesondere 

in den Rn. 77 bis 82 des angefochtenen Urteils in Bezug 

auf die Entscheidung vom 8. Februar 2016, die mit der 

streitigen Entscheidung widerrufen wurde, festgestellt 

hat, stellt einen solchen Verfahrensfehler dar. 

35 Da zudem zum einen aus den Rn. 48 und 52 des 

angefochtenen Urteils hervorgeht, dass das EUIPO und 

repowermap.org Kenntnis von dem teilweisen 

Begründungsmangel der Entscheidung vom 8. Februar 

2016 hatten, und zum anderen aus Rn. 82 dieses Urteils, 

dass der fragliche Begründungsmangel bei der 

Rechtsmittelführerin Zweifel hinsichtlich der 

Rechtmäßigkeit der genannten Entscheidung hätte 

wecken müssen, was sie im Rechtsmittelverfahren nicht 

bestreitet, waren alle Parteien in der Lage, den 

betreffenden Begründungsmangel zu erkennen, so dass 

es sich um einen offensichtlichen Verfahrensfehler im 

Sinne von Art. 80 Abs. 1 der Verordnung Nr. 207/2009 

handelt. 

36 Folglich war Art. 80 Abs. 1 der Verordnung Nr. 

207/2009 im vorliegenden Fall anwendbar. Unter diesen 

Umständen greift die Rüge der Rechtsmittelführerin 

durch, dass das Gericht dadurch, dass es den 

allgemeinen Rechtsgrundsatz, wonach die Rücknahme 

rechtswidriger Verwaltungsakte zulässig ist, anstelle 

von Art. 80 Abs. 1 der Verordnung angewandt hat, 

gegen den Grundsatz lex specialis derogat legi generali 

verstoßen hat. 

37 Nach ständiger Rechtsprechung kann der dem 

Gericht somit unterlaufene Rechtsfehler jedoch nicht zur 

Ungültigkeit des angefochtenen Urteils führen, wenn 

sich dessen Tenor und insbesondere die 

Schlussfolgerung, dass die Entscheidung vom 8. Februar 

2016 mit der streitigen Entscheidung ordnungsgemäß 

widerrufen worden sei, aus anderen Rechtsgründen als 

richtig erweisen. Denn wenn die Gründe eines Urteils 

des Gerichts eine Verletzung des Unionsrechts erkennen 

lassen, sein Tenor sich aber aus anderen Rechtsgründen 

als richtig erweist, kann ein solcher Verstoß nicht die 

Aufhebung dieses Urteils nach sich ziehen (Urteile vom 

30. September 2003, Biret International/Rat, C‑93/02 P, 

EU:C:2003:517, Rn. 60 und die dort angeführte 
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Rechtsprechung, sowie vom 14. Oktober 2014, Buono u. 

a./Kommission, C‑12/13 P und C‑13/13 P, 

EU:C:2014:2284, Rn. 62 und die dort angeführte 

Rechtsprechung). 

38 Aus den vorstehenden Erwägungen folgt, dass das 

EUIPO die Entscheidung vom 8. Februar 2016 mit der 

streitigen, auf der Grundlage von Art. 80 Abs. 1 der 

Verordnung Nr. 207/2009 ergangenen Entscheidung 

widerrufen musste, so dass das Gericht zutreffend davon 

ausgegangen ist, dass die Entscheidung vom 8. Februar 

2016 mit der streitigen Entscheidung ordnungsgemäß 

widerrufen wurde. Der Tenor des angefochtenen Urteils 

erweist sich somit aus den in den vorstehenden 

Randnummern des vorliegenden Urteils dargelegten 

Gründen als richtig, so dass eine Ersetzung von Gründen 

vorzunehmen und festzustellen ist, dass der vom Gericht 

begangene Rechtsfehler nicht zur Aufhebung des 

angefochtenen Urteils führen kann (vgl. in diesem Sinne 

Urteil vom 28. März 2019, River Kwai International 

Food Industry/AETMD, C‑144/18 P, nicht 

veröffentlicht, EU:C:2019:266, Rn. 22). 

39 Unter diesen Umständen ist festzustellen, dass die 

ersten vier Rechtsmittelgründe, die sich alle auf die 

Ausführungen des Gerichts zu dem allgemeinen 

Rechtsgrundsatz, wonach die Rücknahme 

rechtswidriger Verwaltungsakte zulässig ist, und zu Art. 

83 der Verordnung Nr. 207/2009 beziehen, ins Leere 

gehen. Daher sind sie zurückzuweisen, ohne dass die 

vom EUIPO und von repowermap.org in Abrede 

gestellte Zulässigkeit des ersten, des zweiten und des 

vierten Rechtsmittelgrundes geprüft oder auf das 

Vorbringen eingegangen werden muss, dass Art. 80 Abs. 

1 der Verordnung Nr. 207/2009 die Möglichkeiten des 

Widerrufs von Entscheidungen des EUIPO abschließend 

regele und deshalb einem solchen Widerruf 

entgegenstehe, wenn die Voraussetzungen für die 

Anwendung dieser Bestimmung nicht erfüllt seien. 

40 Die ersten vier Rechtsmittelgründe sind somit 

zurückzuweisen. 

Zum fünften Rechtsmittelgrund: 

Begründungsmangel der streitigen Entscheidung 

–  Vorbringen der Parteien 

41 Mit ihrem fünften Rechtsmittelgrund macht die 

Rechtsmittelführerin geltend, ihre Bezugnahme auf die 

Entscheidung der Großen Beschwerdekammer sei außer 

Acht gelassen worden. Nr. 24 dieser Entscheidung 

bestätige, dass die Beschwerdekammern ihre 

Entscheidungen nicht widerrufen könnten, wenn sie 

Gegenstand einer Klage vor dem Gericht seien. Daher 

könne nicht davon ausgegangen werden, dass die 

Entscheidung der Großen Beschwerdekammer im 

vorliegenden Fall nicht relevant sei. Sie sei vielmehr 

insofern relevant, als sie für markenrechtliche Inter-

partes-Verfahren gelte. 

42 Ferner habe sich das Gericht widersprochen, indem 

es einerseits in Rn. 80 des angefochtenen Urteils 

ausgeführt habe, dass die Beschwerdekammer 

zumindest summarisch auf die detaillierte 

Argumentation der Rechtsmittelführerin hätte antworten 

müssen, und andererseits, dass die Beschwerdekammer 

nicht verpflichtet gewesen sei, auf das Vorbringen der 

Rechtsmittelführerin zur Entscheidung der Großen 

Beschwerdekammer einzugehen. 

43 Das EUIPO und repowermap.org halten diesen 

Rechtsmittelgrund für unzulässig und treten dem 

inhaltlichen Vorbringen der Rechtsmittelführerin 

entgegen. 

–  Würdigung durch den Gerichtshof 

44 Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs 

muss ein Rechtsmittel die beanstandeten Teile des 

Urteils, dessen Aufhebung begehrt wird, sowie die 

rechtlichen Argumente, die diesen Antrag speziell 

stützen, genau bezeichnen und darf nicht in Wirklichkeit 

nur auf eine erneute Prüfung der beim Gericht 

eingereichten Klage abzielen (Urteil vom 18. Oktober 

2018, Gul Ahmed Textile Mills/Rat, C‑100/17 P, 

EU:C:2018:842, Rn. 45 und die dort angeführte 

Rechtsprechung). 

45 Im vorliegenden Fall ist festzustellen, dass die 

Rechtsmittelführerin mit ihrem Vorbringen, das sie auf 

einen Begründungsmangel der streitigen Entscheidung 

stützt, lediglich die Entscheidung des EUIPO in Frage 

stellt, ohne Einwände gegen die vom Gericht 

angestellten Erwägungen zu erheben. Ein solches 

Vorbringen, das sich nicht gegen das angefochtene 

Urteil richtet, ist im Rahmen eines Rechtsmittels 

unzulässig (vgl. entsprechend Urteil vom 16. November 

2017, Ludwig-Bölkow-Systemtechnik/Kommission, 

C‑250/16 P, EU:C:2017:871, Rn. 28). 

46 Zu dem Vorbringen, das Gericht habe sich 

widersprochen, indem es einerseits in Rn. 80 des 

angefochtenen Urteils ausgeführt habe, dass die 

Beschwerdekammer zumindest summarisch auf die 

detaillierte Argumentation der Rechtsmittelführerin 

hätte antworten müssen, und andererseits, dass die 

Beschwerdekammer nicht verpflichtet gewesen sei, auf 

das Vorbringen der Rechtsmittelführerin zur 

Entscheidung der Großen Beschwerdekammer 

einzugehen, ist festzustellen, dass die 

Rechtsmittelführerin nicht angibt, welche Randnummer 

des angefochtenen Urteils im Widerspruch zu dessen 

Rn. 80 stehen soll, und dass ihre Argumentation 

insgesamt gesehen nicht hinreichend klar erscheint, um 

mit der erforderlichen Genauigkeit die beanstandeten 

Teile des angefochtenen Urteils sowie die zur Stützung 

dieser Rüge herangezogenen rechtlichen Argumente zu 

ermitteln, so dass es dem Gerichtshof nicht möglich ist, 

seine Rechtmäßigkeitskontrolle vorzunehmen (vgl., 

zum Erfordernis der Klarheit der Argumentation, 

Beschluss vom 30. Januar 2014, Fercal/HABM, 

C‑324/13 P, nicht veröffentlicht, EU:C:2014:60, Rn. 37 

und die dort angeführte Rechtsprechung). 

47 Folglich ist der fünfte Rechtsmittelgrund als 

unzulässig zurückzuweisen. 

48 Nach alledem ist das Rechtsmittel in vollem Umfang 

zurückzuweisen. 

Kosten 

49 Nach Art. 184 Abs. 2 seiner Verfahrensordnung 

entscheidet der Gerichtshof über die Kosten, wenn das 

Rechtsmittel unbegründet ist. Nach Art. 138 Abs. 1 der 

Verfahrensordnung, der nach deren Art. 184 Abs. 1 auf 

das Rechtsmittelverfahren Anwendung findet, ist die 

http://www.ippt.eu/
https://www.ippt.eu


www.ippt.eu   IPPT20191031, CJEU, Repower v EUIPO 

  Page 7 of 15 

unterliegende Partei auf Antrag zur Tragung der Kosten 

zu verurteilen. 

50 Da die Rechtsmittelführerin mit ihrem Vorbringen 

unterlegen ist, sind ihr gemäß den entsprechenden 

Anträgen des EUIPO und von repowermap.org die 

Kosten aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Zweite 

Kammer) für Recht erkannt und entschieden: 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die Repower AG trägt die Kosten. 

Unterschriften 

* Verfahrenssprache: Französisch. 

 

OPINION OF ADVOCATE GENERAL 

CAMPOS SÁNCHEZ-BORDONA 

delivered on 16 May 2019 (1) 

Case C‑281/18 P 

Repower AG 

v 

European Union Intellectual Property Office (EUIPO) 

(Appeal — EU trade mark — Invalidity proceedings — 

Revocation of the Board of Appeal’s original decision 

partially refusing the application for a declaration of 

invalidity of the EU word mark REPOWER) 

1. This appeal essentially concerns the legal basis that 

enables the Boards of Appeal of the European Union 

Intellectual Property Office (EUIPO) to revoke their 

own decisions. 

2. The dispute arose when the association 

repowermap.org ( ) sought to have a European Union 

trade mark ( ), of which another undertaking (Repower 

AG) was the proprietor, declared invalid in respect of all 

the goods and services covered by the application for 

registration. 

3. At the end of the administrative proceedings, the Fifth 

Board of Appeal of EUIPO, by decision of 8 February 

2016, partially upheld the application for a declaration 

of invalidity of the mark. (2) After repowermap 

contested that decision before the General Court, (3) the 

Board of Appeal revoked it (on 3 August 2016) on the 

grounds that it contained an inadequate statement of 

reasons. 

4. Repower AG then brought an action contesting the 

decision of 3 August 2016 before the General Court, 

which dismissed that action by judgment of 21 February 

2018, which is now the subject of this appeal. 

I. Legislative framework. Regulation (EC) No 

207/2009 (4) 

5. The proceedings are governed ratione temporis by 

Regulation (EC) No 207/2009 in its original version; that 

regulation was amended in 2015 (5) and later replaced 

by Regulation (EU) 2017/1001. (6) 

6. Article 80 of Regulation No 207/2009 provides: 

1.      Where the Office has made an entry in the Register 

or taken a decision which contains an obvious 

procedural error attributable to the Office, it shall 

ensure that the entry is cancelled or the decision is 

revoked. Where there is only one party to the 

proceedings and the entry or the act affects its rights, 

cancellation or revocation shall be determined even if 

the error was not evident to the party. 

2.      Cancellation or revocation as referred to in 

paragraph 1 shall be determined, ex officio or at the 

request of one of the parties to the proceedings, by the 

department which made the entry or took the decision. 

Cancellation or revocation shall be determined within 

six months from the date on which the entry was made in 

the Register or the decision was taken, after consultation 

with the parties to the proceedings and any proprietor of 

rights to the Community trade mark in question that are 

entered in the Register. 

3.      This Article shall be without prejudice to the right 

of the parties to submit an appeal under Articles 58 and 

65, or to the possibility, under the procedures and 

conditions laid down by the Implementing Regulation, of 

correcting any linguistic errors or errors of 

transcription and obvious errors in the Office’s 

decisions or errors attributable to the Office in 

registering the trade mark or in publishing its 

registration.’ 

7. Article 83 of Regulation No 207/2009 reads: 

 ‘In the absence of procedural provisions in this 

Regulation, the Implementing Regulation, the fees 

regulations or the rules of procedure of the Boards of 

Appeal, the Office shall take into account the principles 

of procedural law generally recognised in the Member 

States.’ 

II.  Background to the dispute 

A. Procedure before EUIPO 

8. Repower AG is the proprietor of the EU word mark  , 

registered for goods and services in classes 4, 9, 37, 39, 

40 and 42 of the Nice Agreement. (7) Those categories 

of goods and services include or relate to, inter alia, 

electrical energy, its production, and other technical 

aspects. 

9. On 3 June 2013, repowermap applied for a declaration 

of invalidity of the mark REPOWER, arguing that it was 

a descriptive sign and was devoid of distinctive character 

in respect of all the goods and services for which it had 

been registered. (8) 

10. By decision of 9 July 2014, the Cancellation 

Division of EUIPO: 

– Partially upheld the application for a declaration of 

invalidity in relation to some of the goods and services 

in Classes 37 (9) and 42. (10) 

– Dismissed the application for a declaration of 

invalidity in relation to all the other goods and services. 

– In relation to the distinctive character of the sign, 

pointed out that repowermap had failed to show that the 

word REPOWER had been commonly used in the trade 

to designate the remaining goods and services, from 

which it followed that it should be regarded as a trade 

mark. 

11. Repowermap appealed against the decision of the 

Cancellation Division to the Board of Appeal, which 

dismissed the appeal by decision of 8 February 2016. 

According to the Cancellation Division, the sign was not 

descriptive and repowermap had failed to adduce 

evidence that the sign was usual in relation to the goods 

and services at issue. 
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12. On 26 April 2016, repowermap brought an action 

before the General Court for annulment of the Board of 

Appeal’s decision of 8 February 2016 (Case T‑188/16). 

13. While Case T‑188/16 was pending before the 

General Court, the Board of Appeal decided, on 3 

August 2016, (11) to revoke the decision of 8 February 

2016. It justified the revocation of the decision on the 

basis of the   in relation to the goods and services, which 

constituted  . The Board of Appeal further stated that it 

would give a fresh decision in due course, (12) which it 

did on 26 September 2016. (13) 

B. Judgment under appeal 

14. Repower AG brought an action before the General 

Court on 10 October 2016 against the Board of Appeal’s 

decision of 3 August 2016, relying on four pleas for 

annulment of the decision: (i) the decision lacks a legal 

basis; (ii) the Board of Appeal has no power to revoke 

its own decisions; (iii) infringement of Article 80 of 

Regulation No 207/2009, of EUIPO’s Guidelines for 

Examination and of the principles of sound 

administration, of legal certainty and the force of res 

judicata; and (iv) the decision contains an inadequate 

statement of reasons. 

15. For our purposes here, I should point out that 

Repower AG put forward the following arguments in its 

action before the General Court: 

– The Board of Appeal infringed Article 80(1) of 

Regulation No 207/2009, for an inadequate statement of 

reasons is not a procedural error but an error of material 

law. (14) 

– Under Part A, Section 6, paragraph 1.3.1 of EUIPO’s 

Guidelines for Examination, a decision cannot be 

revoked if an appeal against it is pending before the 

Board of Appeal. That principle should apply by analogy 

to decisions of the Boards of Appeal against which 

actions are pending before the General Court. 

– It would be incompatible with the principles of sound 

administration, of legal certainty and of res judicata that 

any department of EUIPO would be able to freely 

modify the subject matter of ongoing proceedings. 

16. By judgment of 21 February 2018, (15) the General 

Court dismissed the four pleas for annulment and, 

accordingly, the action brought by Repower AG. 

17. The General Court accepted the claim that an 

inadequate statement of reasons could not be classified 

as a procedural error. It deduced from an earlier 

judgment (16) that  . Therefore, the Board of Appeal  . 

(17) 

18. Having set down that proposition, the General Court 

stated that  . (18) The General Court took the view that 

the existence of a specific provision (Article 80(1) of 

Regulation No 207/2009) did not preclude the 

application of that principle, irrespective of that 

provision. 

19. In support of that assertion, the General Court again 

relied on two of its own earlier judgments, (19) from 

which it inferred that,  . (20) 

20. The General Court held that the concept of an   is not 

defined in any of the regulations referred to in Article 

80(1) of Regulation No 207/2009 and that that provision  

. (21) 

21. After that, the General Court focused its analysis on 

the conditions for application of the general principle of 

law referred to above and went on to find (22) that: 

– The contested decision (on revocation) had been given 

within a reasonable time, just under six months after the 

decision of 8 February 2016; 

– Repower AG was not entitled to rely on a legitimate 

expectation, since repowermap had brought an action 

against the decision of 8 February 2016. (23) 

22. The General Court disagreed that the principle of 

revocation was incompatible with the principles of 

sound administration, of legal certainty and of res 

judicata. First, it is lawful and in the interest of sound 

administrative management to correct the errors and 

omissions in a decision. Second, since that must occur 

within a reasonable time, the right of the person 

concerned to rely on the lawfulness of the measure is 

respected. Finally, decisions of the Boards of Appeal, 

which are not judicial but administrative in nature, do 

not have the force of res judicata. (24) 

III. Procedure before the Court of Justice and forms 

of order sought by the parties 

23. Repower AG lodged its appeal with the Registry of 

the Court of Justice on 24 April 2018. EUIPO and 

repowermap lodged their defences on 25 July 2018 and 

17 August 2018, respectively. 

24. Repower AG claims that the Court should set aside 

the judgment under appeal and order EUIPO to pay the 

costs. EUIPO and repowermap claim that the Court 

should dismiss the appeal and order the appellant to pay 

the costs. 

25. A hearing was held on 14 March 2019, at which oral 

argument was presented by Repower AG, EUIPO and 

repowermap. 

IV.  Examination of the appeal 

26. Although Repower AG has relied on five grounds of 

appeal, the Court has asked the Advocate General to 

focus his analysis on the second and third grounds, (25) 

in which that company alleges: 

– Incorrect application of the general principle that 

administrative acts may be revoked, in breach of Articles 

80 and 83 of Regulation No 207/2009 (second ground); 

and 

– Infringement of Article 83 of Regulation No 207/2009, 

by reversing the burden of proof against the appellant 

(third ground). 

27. Although this changes the traditional methodology 

for examining appeals, I believe that, here, it may result 

in greater clarity if, before considering each of the two 

grounds, I set out, by way of introduction, a number of 

observations on the subject of debate. 

A. Preliminary considerations 

1. The general principle of law that permits the 

revocation of unlawful acts in EU law 

28. The term   in its broadest sense denotes two legally 

distinct concepts which may affect administrative acts 

the tenor of which is favourable to the person concerned: 

– First, a decision pursuant to which an institution sets 

aside its own earlier, not necessarily unlawful, act, based 

on considerations of appropriateness; (26) and 
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– second, an   on grounds of legality, which is carried 

out (subject to compliance with certain conditions) 

where an earlier act is vitiated by defects which render it 

unlawful. (27) 

29. The revocation at issue in this case comes within the 

second of the two categories mentioned: it is, in fact, an 

ex officio review which an EU body (a Board of Appeal) 

performs unilaterally in relation to an act which it 

adopted and which it later considers to be vitiated by an 

error which renders the act unlawful. 

30. The early case-law (28) of the Court described the 

principle now at issue as a general principle common to 

the administrative law of the six Member States of the 

then European Economic Community. The formulation 

of that principle may be summarised by these words 

from the judgment in Compte v Parliament:  , although  

. (29) 

31. Subsequently, the principle has been applied in areas 

as diverse as the Staff Regulations of officials and staff 

employed by the EU institutions, (30) contributions from 

the EAGGF, (31) the fixing of production quotas for 

steel products within the framework of the ECSC Treaty, 

(32) and the fixing of Community subsidies in the oil 

seed sector, (33) among others. 

32. I shall not discuss here the question of whether or not 

that principle has the constitutional status acquired by 

other principles, such as those of equal treatment (34) 

and of legal certainty, (35) with which the revocation of 

final acts is innately at odds. Suffice it to note that the 

former must be applied with the intention of reconciling 

legal certainty (as reflected by the legitimate expectation 

of the beneficiary of the act in its appearance of validity) 

with the principle of legality, that is, the Union’s interest 

in the proper functioning of its institutions and agencies. 

(36) 

33. In exercising its power of revocation on grounds of 

illegality, the public authority sacrifices part of the 

individual’s legal certainty in the general interest, which 

requires an administrative act that is legally devoid of 

defects. This means that the required precautions must 

be taken where it is necessary to adversely affect the 

legal position of a person who was previously the 

beneficiary of a favourable act of the administrative 

authorities, which granted that person an individual 

right. (37) 

34. It is clear from the foregoing that the EU legislature 

is entitled to modify the application of the principle of 

revocation of unlawful administrative acts the tenor of 

which is favourable to the persons concerned. It can, 

therefore, set limits by which the EU institutions must 

be bound in this area, especially where this is to 

safeguard legal certainty. That limitation is particularly 

important in inter partes proceedings because, given the 

conflicting views of the persons concerned, decisions on 

revocation adopted by the administrative authorities will 

be detrimental to some individuals while at the same 

time benefiting others, thereby affecting the legal 

position of those who already had a decision favourable 

to their interests. 

35. I believe, therefore, that it is open to the EU 

legislature to specify which type of (procedural and 

substantive) defects must occur, and to what extent, in 

order for revocation to be permitted. At the hearing, 

EUIPO and repowermap denied the existence of that 

power, arguing that the general principle enabling the 

revocation of unlawful administrative acts is unlimited 

whatever the circumstances. 

36. I am not persuaded by that argument, which actually 

disregards the fact that, even as it is currently worded, 

the reference in Article 80(1) of Regulation No 207/2009 

to obvious errors reduces the scope of that principle. If 

it were an absolute principle, the EU legislature would 

simply not be able to restrict its application in a 

provision of secondary law, for the unlawfulness of an 

act is not conditional on whether or not the defect by 

which it is tainted is obvious. 

2. Application of the principle to EU trade mark law 

37. In EU trade mark law, the tension between 

revocation and legal certainty is reflected in Article 

80(1) and Article 83 of Regulation No 207/2009. 

38. In the case of Article 80, the legislature considered it 

appropriate to limit the situations in which the 

departments of EUIPO are entitled to revoke their own 

decisions: this is possible only if a decision  . 

39. In the case of Article 83, the legislature accepted that,  

. 

40. Although I shall return later to the interpretation of 

both articles in the judgment under appeal, I wish to state 

now that I find no ambiguity in Article 80(1) of 

Regulation Noº 207/2009. The expression   (38) must, 

like all legal expressions, be interpreted in order to 

establish whether an obvious (and serious) error has 

occurred within a procedure. However, aside from that 

interpretative task, which is common to the application 

of all legal rules, I can see no ambiguity in the provision. 

41. Nor do I believe that that article contains a legal  , 

and not just because it is governed by the maxim inclusio 

unius, exclusio alterius. To my mind, what Article 80(1) 

of Regulation No 207/2009 contains is an explicit 

limitation of the power of revocation, which it confines 

to procedural, and not substantive, errors. If the 

legislature had wished to widen the power of revocation 

to include substantive errors, it would undoubtedly have 

made that clear. The EU judicature would be supplanting 

the role of the legislature if it were to declare, in the light 

of a provision worded in that way, that the power of 

revocation may be extended to fill that alleged gap. 

3. Revocation of decisions of the Boards of Appeal 

42. From a theoretical perspective, it is debatable 

whether the Boards of Appeal are vested with the power 

to revoke their own decisions where an action is pending 

against such a decision before the General Court. 

Despite their administrative nature, there is a certain 

consensus regarding the quasi-judicial role (39) of 

boards of appeal in general and the Boards of Appeal of 

EUIPO in particular. (40) It would be possible to apply 

to them, by analogy, the same criterion which applies to 

courts in the strict sense: courts cannot revoke their 

judgments of their own motion, even if they 

subsequently identify procedural or substantive errors in 

those judgments. 
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43. From that point of view (which, I stress, is rather 

theoretical), decisions of the Boards of Appeal can only 

be set aside using the ordinary procedure which the EU 

legislature created for reviewing acts of EU institutions 

and agencies: that is, by means of an action for 

annulment before the General Court, as referred to in 

Article 65 of Regulation No 207/2009. (41) 

44. However, that matter is also entrusted to the 

legislative discretion of the EU legislature. In the context 

of that discretion, the legislature could have prohibited 

Boards of Appeal from revoking their own decisions 

where these are sub judice or, equally, it could have 

permitted them to do so. 

45. Against that background, it must be acknowledged 

that, where Article 80(1) of Regulation No 207/2009 

refers to decisions containing an obvious procedural 

error, it does not differentiate between decisions given 

by the different departments of EUIPO, which include 

the Boards of Appeal. Neither the procedural rules of the 

Boards of Appeal (42) nor the implementing rules in 

force at the material time contain a derogation in that 

regard. (43) 

B. The second ground of appeal 

1. The parties’ submissions 
46. Repower AG claims that the General Court relied on 

the general principle that unlawful administrative acts 

may be revoked in order to uphold the contested 

decision. In Repower AG’s submission, Article 83 of 

Regulation No 207/2009 is a lex specialis which 

authorises EUIPO to use the general principles 

recognised in that regard in the Member States if there is 

a legal gap in the regulation. It further submits that that 

article permits reliance only on principles common to the 

Member States, not on general principles of EU law. 

47. Repower AG contends that Article 80 of Regulation 

No 207/2009 does not contain any legal gaps: it lays 

down a derogation from the rule that decisions are 

irrevocable, such that it empowers EUIPO to revoke a 

decision only where it contains an obvious procedural 

error. If that power were extended to other kinds of 

defect, Article 80 would be rendered meaningless 

because the legislature did not intend such defects to be 

covered by the derogation. 

48. Repower AG also complains that the General Court 

cites judgments on the revocation of decisions of the 

Commission relating to State aid (44) and collusion 

between undertakings, (45) which refer to provisions not 

included in Regulation No 207/2009. 

49. Lastly, Repower AG submits that, from a systematic 

point of view, only Article 61 of Regulation No 

207/2009 provides for the revocation of an act by a 

department of EUIPO whose decision is the subject of 

an appeal before the Boards of Appeal in ex parte 

proceedings. It concludes from this that, in the absence 

of a similar provision governing the review of inter 

partes cases, the legislature intended that an action for 

annulment brought before the General Court would 

preclude the possibility that decisions of the Boards of 

Appeal could be revoked ex officio. 

50. EUIPO and repowermap claim primarily that this 

ground of appeal is inadmissible because it merely 

repeats the arguments put forward at first instance to the 

effect that there is no legal gap in Regulation No 

207/2009, without clearly identifying the error of law 

committed by the General Court. 

51. In the alternative, as regards the substance, EUIPO 

takes issue with Repower AG regarding the relevance of 

the judgments concerning the Commission’s power to 

revoke its own decisions. That case-law is merely an 

expression of the general principle that unlawful 

administrative acts which create individual rights may 

be revoked. The conditions to which revocation must be 

made subject (compliance with a reasonable time limit 

and the legitimate expectations of the beneficiary) were 

fulfilled in the case before the Court. 

52. Repowermap contends that there has been no 

explanation in the appeal of the extent to which the 

difference between the subject areas (State aid/trade 

mark law) has a bearing on the conditions for application 

of the principle that administrative decisions may be 

revoked. 

2. Analysis of the ground of appeal 

(a)  Admissibility 
53. Pursuant to Article 169(2) of the Rules of Procedure 

of the Court of Justice,  . 

54. Although there is no need to be excessively 

formalistic when applying that rule, nor can it be 

ignored. In relation to EU trade marks, the Court of 

Justice has explained that where the appellant is 

contesting the General Court’s interpretation or 

application of EU law, the legal arguments examined at 

first instance may be discussed again on appeal. (46) 

55. Since Repower AG pleaded the infringement of 

Article 80 of Regulation No 207/2009 before the 

General Court and its plea for annulment in that 

connection was dismissed in the judgment, there is 

nothing unusual about the fact that the arguments 

submitted at first instance have also been put forward on 

appeal, this time to dispute the associated line of 

reasoning of the General Court. 

56. It is impossible to overlook the fact that Repower 

AG, which is required to identify precisely the contested 

elements of the judgment under appeal, has not 

explained at points 31 to 41 of its appeal, relating to the 

second ground of appeal, the specific paragraphs or 

sections of the judgment with which it takes issue. 

Repower AG has therefore failed to fulfil the 

requirement in Article 169(2) of the Rules of Procedure 

of the Court of Justice, and the case-law interpreting it, 

to the effect that an appeal must indicate specifically the 

contested elements of the judgment which the appellant 

seeks to have set aside. (47) 

57. It is true that, at the hearing, in response to a question 

from the [Court], Repower AG clarified that the second 

ground of appeal related to paragraphs 65 and 66 of the 

judgment under appeal. If it overlooks the fact that that 

clarification is out of time, the Court could rule the 

ground admissible by interpreting its own case-law less 

strictly. Nevertheless, the other parties and the Court 

have been able to identify, particularly in the oral stage 

of the proceedings, the contested points on which the 

second plea in law is based. 
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58. In short, from the point of view of procedural 

orthodoxy, and following the case-law to the letter, the 

second ground of appeal should be ruled inadmissible. 

However, in case the Court of Justice does not take that 

view, I shall give my opinion on the errors of law which 

that ground of appeal alleges (without due rigour) vitiate 

the judgment under appeal. 

(b)  The substance 

59. Repower AG submits (48) that the legislature did not 

provide for Boards of Appeal to have the power to 

review their own acts ex officio, a submission it repeats 

in the third ground of appeal. (49) For the reasons I set 

out above, I do not believe that its argument on this point 

can be upheld. 

60. On the other hand, the second ground of appeal could 

succeed if it is shown that the General Court should have 

confined itself to applying Article 80 of Regulation No 

207/2009. 

(1)  The self-sufficiency of Article 80 

61. As I pointed out in the preliminary considerations, I 

agree with Repower AG that, in Article 80(1) of 

Regulation No 207/2009, the EU legislature decided to 

limit the grounds for revocation on which EUIPO may 

rely to cases of  . 

62. That decision, clearly expressed in the provision, is 

a demonstration of the legislature’s power to modify, 

including to limit, reliance on the principle of revocation 

by EU institutions and agencies. (50) EUIPO and the 

judicial bodies which review its actions are therefore 

bound by it. 

63. Article 80(1) of Regulation No 207/2009 is, I 

believe, a self-sufficient provision, in the sense that it 

sets the boundaries of the power of revocation. It is 

therefore necessary to remain within those boundaries 

when establishing that the grounds for revocation 

excluded therefrom (for example, substantive errors) 

may be reinstated, either under the general principle or 

under Article 83 of that regulation. The latter provision 

applies only in the absence of other provisions of the 

regulation (or of other regulations adopted pursuant 

thereto), and no such absence is clear in this case. 

64. That being so, I disagree with the General Court’s 

reliance on a number of its own judgments (51) to 

support the similarity between that situation and the 

situation referred to in Article 9 of Regulation (EC) No 

659/1999. (52) In those judgments, the General Court 

found that the Commission was entitled to revoke its 

unlawful acts in all circumstances (subject to certain 

conditions relating to the time limit and the legitimate 

expectations of the addressees of the acts), 

notwithstanding Article 9 of Regulation No 659/1999. 

65. While there is no need for me to state my position 

now on the interpretation of Article 9 of Regulation No 

659/1999, suffice it to observe that Article 80(1) of 

Regulation No 207/2009 has a very different legal 

structure from that article. To my mind, Article 9 of 

Regulation No 659/1999 refers to a specific situation 

(the provision of incorrect information by the parties) 

which does not exclude other grounds for revocation. On 

the other hand, Article 80(1) exhausts, so to speak, the 

matter in that it authorises revocation only in the event 

of an obvious procedural error. 

66. The difference in legislative structure between the 

two provisions suggests that, in theory, the principle of 

revocation of unlawful acts is generally applicable 

beyond the scope of Article 9 of Regulation No 

659/1999, but not in relation to Article 80(1) of 

Regulation No 207/2009. 

67. The second ground of appeal should therefore be 

upheld in this respect. However, that does not 

automatically lead to the annulment of the judgment 

under appeal if, nevertheless, the General Court 

correctly categorised the error affecting the Board of 

Appeal’s first decision. I shall now state, therefore, that, 

to my mind, the General Court also erred in that 

categorisation. 

(2)  Nature of the error in the revoked decision 

68. In the judgment under appeal, the General Court, 

again citing another of its own judgments, (53) observed 

that  . (54) On that basis, the General Court annulled the 

assessment of the Board of Appeal, which had 

categorised the insufficient reasoning in its first decision 

as a procedural error. (55) 

69. I believe that that proposition is legally incorrect and 

that the Board of Appeal was right to classify the 

inadequate statement of reasons as a procedural error. 

70. According to the settled case-law of the Court of 

Justice,  . (56) 

71. If the obligation to provide a statement of reasons for 

an act is breached (because the reasoning is non-existent 

or inadequate, where such inadequacy is significant), 

that act will be vitiated by a formal or procedural error 

but not by a substantive error. A statement of reasons is 

an  ; (57) in other words, it is a vital part of the procedure 

leading to the adoption of the final decision and its 

external configuration. On the other hand, the 

determination of whether the reasons set out in the 

decision are legally correct takes place during the debate 

concerning the substance, that is to say, during the 

review of the substantive legality of that act. 

72. The question whether the duty to state reasons has 

been satisfied must be assessed with reference not only 

to the wording of the measure but also to its context and 

the whole body of legal rules governing the matter in 

question. (58) The examination of the statement of 

reasons is carried out on a strictly case-by-case basis, 

such that, by reference to the context and scope of the 

decision, an exercise of a similar intensity can be 

classified as an adequate, inadequate or non-existent 

statement of reasons, depending on the circumstances. 

73. It is apparent from the letter of 22 June 2016 sent to 

the parties by the Board of Appeal that,   (this refers to 

the action brought by repowermap which gave rise to 

Case T‑188/16, now stayed), the Board had found that 

its statement of reasons was inadequate for the purposes 

of Article 75 of Regulation No 207/2009. 

74. At points 94 and 95 of its application to the General 

Court, repowermap complained that the decision of the 

Board of Appeal (which was later revoked) did not 

contain a single paragraph, or even a sentence, 

examining the reasons why the contested sign was not 
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descriptive of the goods and services concerned. 

Following those assertions, I repeat, the Board of Appeal 

revoked its decision of 8 February 2016. 

75. Accordingly, the error identified by the Board of 

Appeal concerned the inadequate statement of reasons in 

its decision of 8 February 2016. This, as the Board later 

rightly found, could be classified as a procedural error. 

In fact, neither party disputes the inadequacy of the 

statement of reasons or the obvious nature of that defect, 

for the purposes of Article 80(1) of Regulation No 

207/2009. 

76. In those circumstances, I believe that the General 

Court infringed Article 80(1) of Regulation No 

207/2009 by declaring, in paragraph 59 of the judgment 

under appeal, that the Board of Appeal was not entitled 

to base the contested decision on that provision. 

(3)  The procedural consequences of upholding the 

second ground of appeal 

77. It is settled case-law that,  . (59) That infringement 

does, however, result in a lack of legal basis, and, 

therefore, the subsequent arguments on which the 

judgment is based are ineffective. (60) 

78. In this case, the General Court ultimately, albeit 

based on arguments which, to my mind, are incorrect, 

upheld the decision on revocation given by the Board of 

Appeal on 3 August 2016. Since it is my belief that 

revocation of the decision complied with Article 80(1) 

of Regulation No 207/2009, the associated arguments on 

which the judgment is based should be replaced by 

others which support the finding of an obvious 

procedural error, on which the Board of Appeal relied to 

revoke its decision of 8 February 2016. 

C. The third ground of appeal 

1. The parties’ submissions 

79. Repower AG complains that the General Court 

reversed, and therefore infringed, the rules governing the 

burden of proof when applying Article 83 of Regulation 

No 207/2009. Repower AG submits that, since EUIPO 

relied on the general principle that unlawful 

administrative acts may be revoked, it was for that body 

to prove the existence of such a principle in all the 

Member States. Contrary to the General Court’s 

assertion, Repower AG could not be required to provide 

details about any Member State which did not recognise 

that principle. 

80. Repower AG contends that Article 83 of Regulation 

No 207/2009 refers only to the procedural rules of 

Member States in relation to trade marks. There is no 

principle common to the Member States which provides 

that it is possible for national trade mark offices to 

revoke their own decisions. 

81. EUIPO and repowermap contend that the third 

ground of appeal is the result of an incorrect 

interpretation of the judgment under appeal and that the 

General Court did not reverse the burden of proof. It 

merely pointed out that the principle that unlawful 

administrative acts may be revoked was common to the 

Member States, as acknowledged by the Court of Justice 

since its first judgments and constantly restated in 

decisions of the EU Courts. In that connection, the 

judgment under appeal criticised Repower AG for 

failing to adduce any evidence that that principle does 

not exist in the legal systems of some Member States. 

82. Repowermap further contends that the function of a 

general legal principle is to act as a criterion for 

interpretation and to correct the undesirable effects of 

provisions, and therefore the fact that it is enshrined in 

case-law makes it unnecessary to adduce evidence of 

such a principle. 

2. Analysis of the ground of appeal 

83. At the hearing, it was discussed whether the General 

Court had directly applied the general principle that 

unlawful administrative acts may be revoked or whether 

it had done so through Article 83 of Regulation No 

207/2009. 

84. The uncertainty arises as a result of the wording of 

the last sentence of paragraph 66 of the judgment under 

appeal, one of the few in which the General Court refers 

to Article 83. That sentence states, in particular, that,  . 

85. In my view, it may be inferred from paragraphs 62 

to 65 of the judgment under appeal that the General 

Court wished to apply directly the general principle that 

unlawful acts may be revoked after finding that there 

was a gap in Article 80 of Regulation No 207/2009. I 

believe that that is the true rationale of the judgment and 

that paragraph 66 thereof includes only a hypothetical 

reference to Article 83. In truth, the only paragraph 

(number 93) of the judgment which deals specifically 

with that provision is a response to an additional 

submission by the applicant, not the central argument for 

dismissal of its action. 

86. In that connection, the reference by the General 

Court to Article 83 of Regulation No 207/2009 is made 

for the sake of completeness, not as the ratio decidendi 

of the judgment. It follows that the third ground of 

appeal should be classified as ineffective in accordance 

with settled case-law, since, if it were upheld, it could 

not lead to the setting aside of the judgment under 

appeal. (61) 

87. However, in case the Court does not agree with that 

assessment, I shall state my position on the substance of 

the ground of appeal in the alternative. 

88. According to the General Court, Repower AG 

submitted that  . (62) 

89. The General Court dismissed that argument on the 

grounds that the principle that unlawful acts may be 

revoked was common to all the Member States, as 

indicated in the first judgments of the Court of Justice 

(63) and subsequently confirmed by the Court of Justice 

and the General Court. (64) 

90. If the proposition regarding the application of Article 

83 was accepted, which was appropriate in these 

proceedings once the application of Article 80 of 

Regulation No 207/2009 had been ruled out, it was not 

[necessary] to establish the definition of the principle 

that unlawful acts may be revoked in general or its 

treatment in case-law but rather to interpret Article 83 of 

Regulation No 207/2009, in accordance with which, in 

the absence of procedural provisions in that regulation,  

. (65) 

91. In other words, having accepted that there is a gap 

(quod non) in Article 80 of Regulation No 207/2009, it 

http://www.ippt.eu/
https://www.ippt.eu


www.ippt.eu   IPPT20191031, CJEU, Repower v EUIPO 

  Page 13 of 15 

was necessary to determine whether the principle 

referred to applied to the revocation of decisions of 

national trade mark offices (including Boards of Appeal) 

under national laws, and under what conditions. That 

was a matter for EUIPO to determine. 

92. The General Court criticised Repower AG for  . (66) 

However, in reality, it was EUIPO from which the 

General Court should have required evidence in that 

specific regard (rather than in general), in order to 

establish the terms under which the laws of the Member 

States permitted their national trade mark offices to 

revoke their own decisions. 

93. In summary, if my assessment that it is ineffective is 

not accepted, then this ground of appeal must be upheld. 

94. The only possible consequence of that finding would 

be the referral of the case back to the General Court, 

given that, in support of its argument in favour of the 

revocation of the decision by the Board of Appeal, 

EUIPO did not rely at any point (67) on Article 83 of 

Regulation No 207/2009. 

95. In those circumstances, the General Court should 

grant EUIPO a time limit within which to adduce 

evidence of how the principle that decisions adopted by 

trade mark offices may be revoked is applied in the legal 

systems of the Member States. (68) 

V. Costs 

96. Given that this Opinion is concerned with only two 

of the five grounds of appeal, I am unable to state my 

position on costs, which would be appropriate (under 

Article 184(2) of the Rules of Procedure of the Court of 

Justice) if the appeal brought by Repower AG were 

unfounded in its entirety. 

VI.  Conclusion 

97. In the light of the foregoing considerations, I propose 

that the Court should: 

(1) Rule inadmissible, or, in the alternative, dismiss, the 

second ground of the appeal brought by Repower AG 

against the judgment of the General Court of 21 

February 2018 in Case T‑727/16, Repower v EUIPO — 

repowermap.org (REPOWER). 

(2) Dismiss the third ground of that appeal as ineffective, 

or, in the alternative, uphold that ground of appeal and 

refer the case back to the General Court. 

 

1 Original language: Spanish. 

2 Decision of 8 February 2016, case R 2311/2014-5. 

3 Case T‑188/16, repowermap v EUIPO — Repower 

(REPOWER), stayed before the General Court. 

4 Council Regulation of 26 February 2009 on the 

Community trade mark (OJ 2009 L 78, p. 1). 

5 Regulation (EU) 2015/2424 of the European 

Parliament and of the Council of 16 December 2015 

amending Regulation No 207/2009 on the Community 

trade mark and Commission Regulation (EC) No 

2868/95 implementing Council Regulation (EC) No 

40/94 on the Community trade mark, and repealing 

Commission Regulation (EC) No 2869/95 on the fees 

payable to the Office for Harmonisation in the Internal 

Market (Trade Marks and Designs) (OJ 2015 L 341, p. 

21). 

6 Regulation of the European Parliament and of the 

Council of 14 June 2017 on the European Union trade 

mark (OJ 2017 L 154, p. 1). 

7 Nice Agreement concerning the International 

Classification of Goods and Services for the Purposes of 

the Registration of Marks of 15 June 1957, as amended 

on 28 September 1979. 

8 It relied in that connection on Article 52(1)(a), in 

conjunction with Article 7(1)(b) and (c), of Regulation 

No 207/2009. 

9 The Cancellation Division indicated the following:  . 

10 Specifically:  . 

11 Case R 2311/2014-5 (REV). 

12 Paragraphs 16 to 18 of the decision of 3 August 2016. 

13 The decision of 26 September 2016 is not relevant to 

this appeal. Both Repower AG and repowermap brought 

actions against that decision before the General Court, 

which stayed the proceedings pending judgment in this 

appeal. 

14 In reply to a question from the General Court, 

Repower AG added that the general principle of law 

which permits revocation of an unlawful administrative 

act could not serve as a legal basis for the contested 

decision. 

15 Judgment in Repower v EUIPO — repowermap.org 

(REPOWER) (T‑727/16,  , EU:T:2018:88). 

16 Judgment of 22 November 2011, mPAY24 v OHIM 

— Ultra (MPAY24) (T‑275/10, not published, 

EU:T:2011:683). 

17 Judgment under appeal, paragraphs 57 and 59. 

18 Ibid., paragraph 61. 

19 Judgments of 12 September 2007, González and Díez 

v Commission (T‑25/04, EU:T:2007:257, paragraph 

97), and of 18 September 2015, Deutsche Post v 

Commission (T‑421/07 RENV, EU:T:2015:654, 

paragraph 47); see paragraphs 63 to 65 of the judgment 

under appeal. 

20 Judgment under appeal, paragraph 65. 

21 Ibid., paragraph 66. 

22 Ibid., paragraphs 67 to 82. 

23 The General Court added that the insufficient 

reasoning in the decision of 8 February 2016 with regard 

to a link between the contested mark and the remaining 

goods and services should have led Repower AG, as a 

careful business undertaking, to doubt its lawfulness. 

The General Court cited in that connection the 

judgments of 12 February 2008, CELF and ministre de 

la Culture et de la Communication (C‑199/06, 

EU:C:2008:79, paragraph 68), and of 20 June 1991, 

Cargill v Commission (C‑248/89, EU:C:1991:264, 

paragraph 22). 

24 Paragraphs 84 to 86 of the judgment under appeal. 

25 The first ground of appeal alleges infringement of 

Article 188 of the Rules of Procedure of the General 

Court; the fourth, the infringement of Repower AG’s 

legitimate expectations; and the fifth, a failure to state 

proper reasons. 

26 A typical example of revocation in that sense is that 

provided for in Article 50 of the EU Treaty. 

27 That occurs specifically in the case of Article 80 of 

Regulation No 207/2009. The language versions that I 

http://www.ippt.eu/
https://www.ippt.eu


www.ippt.eu   IPPT20191031, CJEU, Repower v EUIPO 

  Page 14 of 15 

have consulted (German, Spanish, French, English, 

Italian, Dutch and Portuguese) use the word   or another 

similar word in their own language to refer to the act of 

setting aside an earlier act in the light of its 

unlawfulness. To remain faithful to the EU legislation, I 

shall use the word   (and not  ) and its verb form. 

28 Judgment of 12 July 1957, Algera and Others v 

Common Assembly (7/56 and 3/57 to 7/57, 

EU:C:1957:7, p. 56). 

29 Judgment of 17 April 1997 (C‑90/95 P, 

EU:C:1997:198, paragraph 35). 

30 In addition to the judgment of 12 July 1957, Algera 

and Others v Common Assembly (7/56 and 3/57 to 7/57, 

EU:C:1957:7), see also judgment of 9 March 1978, 

Herpels v Commission (54/77, EU:C:1978:45, 

paragraph 38). 

31 Judgment of 26 February 1987 (Consorzio 

Cooperative d’Abruzzo, 15/85, EU:C:1987:111, 

paragraph 12 et seq.). 

32 Judgment of 3 March 1982, Alpha Steel v 

Commission (14/81, EU:C:1982:76, paragraphs 10 and 

11). 

33 Judgment of 20 June 1991, Cargill v Commission 

(C‑248/89, EU:C:1991:264, paragraph 20). 

34 Judgment of 15 October 2009, Audiolux and Others 

(C‑101/08, EU:C:2009:626, paragraphs 53 and 54). 

35 See, inter alia, judgment of 13 January 2014, Kühne 

& Heitz (C‑453/00, EU:C:2004:17, paragraph 24). 

36 That is clearly explained by the judgment of 22 

March 1961, Snupat (42/59 and 49/59, EU:C:1961:5, p. 

86). 

37 Evidence of this is provided by the wording of Article 

III‑36(3), third sentence, of the ReNEUAL Model Rules 

on EU Administrative Procedure — Book III — Single 

Case Decision-Making (ReNEUAL SC 2014, p. 94), 

which explains that that article   (p. 141, point 138). 

Although they are non-binding, those rules demonstrate 

the general sensitivity in the administrative law of a 

good number of Member States. 

38 In this context,   is synonymous with  , an adjective 

more in keeping with that used in other language 

versions, like the French ( ) or the German ( ). The 

English version uses  . 

39 See Opinion of Advocate General Bot in OHIM v 

National Lottery Commission (C‑530/12 P, 

EU:C:2013:782, point 93); also in relation to Boards of 

Appeal, albeit those of the Community Plant Variety 

Office (CPVO), see judgment of 21 May 2015, Schräder 

v CPVO (C‑546/12 P, EU:C:2015:332, paragraph 73). 

40 Their powers are not reduced when they review acts 

of a public authority and instead they prepare the ground 

for bringing proceedings before the EU judicature by 

clarifying the factual and legal issues to be debated 

before the General Court. See judgment of 13 March 

2007, OHIM v Kaul (C‑29/05, EU:C:2007:162, 

paragraphs 53 and 54). 

41 This has been retained unaltered in Article 72 of 

Regulation 2017/1001. 

42 Commission Regulation (EC) No 216/96 of 5 

February 1996 laying down the rules of procedure of the 

Boards of Appeal of the Office for Harmonisation in the 

Internal Market (Trade Marks and Designs) (OJ 1996 L 

28, p. 11), as amended by Commission Regulation (EC) 

No 2082/2004 of 6 December 2004 (OJ 2004 L 360, p. 

8), and repealed by Commission Delegated Regulation 

(EU) 2017/1430 of 18 May 2017 supplementing 

Regulation No 207/2009 and repealing Commission 

Regulations (EC) No 2868/95 and (EC) No 216/96 (OJ 

2017 L 205, p. 1). 

43 Commission Regulation (EC) No 2868/95 of 13 

December 1995 implementing Council Regulation (EC) 

No 40/94 on the Community trade mark (OJ 1995 L 303, 

p. 1). 

44 Repower AG refers to the judgments of 12 September 

2007, González and Díez v Commission (T‑25/04, 

EU:T:2007:257), and of 18 September 2015, Deutsche 

Post v Commission (T‑421/07 RENV, EU:T:2015:654). 

45 Repower AG refers to the judgment of 15 July 2015, 

Socitrel and Companhia Previdente v Commission 

(T‑413/10 and T‑414/10, EU:T:2015:500, paragraph 

187). 

46  . Judgments of 10 May 2012, Rubinstein and L’Oréal 

v OHIM (C‑100/11 P, EU:C:2012:285, paragraph 110), 

and of 17 March 2016, Naazneen Investments v OHIM 

(C‑252/15 P, EU:C:2016:178, paragraph 24 and the 

case-law cited). 

47 See, for example, judgment of 28 February 2018, 

mobile.de v EUIPO (C‑418/16 P, EU:C:2018:128, 

paragraph 35 and the case-law cited). 

48 Point 36 of the appeal. 

49 Point 48 of the appeal. 

50 See point 34 of this Opinion. 

51 Cited in footnote 44 above. 

52   Council Regulation of 22 March 1999 laying down 

detailed rules for the application of Article [108 TFEU] 

(OJ 1999 L 83, p. 1). 

53 Referring to the judgment of 22 November 2011, 

MPAY24 (T‑275/10, EU:T:2011:683). 

54 Judgment under appeal, paragraph 57. 

55 Ibid., paragraph 59. 

56 Inter alia, judgments of 2 April 1998, Commission v 

Systraval and Brink’s France (C‑367/95 P, 

EU:C:1998:154, paragraphs 63 and 67 and the case-law 

cited); of 14 September 2016, Trafilerie Meridionali v 

Commission (C‑519/15, EU:C:2016:682, paragraph 40); 

and of 25 July 2018, Spain v Commission (C‑588/17 P, 

not published, EU:C:2018:607, paragraph 74). 

57 Judgment of 14 October 2010, Deutsche Telekom v 

Commission (C‑280/08 P, EU:C:2010:603, paragraph 

130). 

58 Judgments of 16 June 2015, Gauweiler and Others 

(C‑62/14, EU:C:2015:400, paragraph 70 and the case-

law cited), and of 7 February 2018, American Express 

(C‑643/16, EU:C:2018:67, paragraph 73). 

59 See judgment of 9 June 2011, Diputación Foral de 

Vizcaya and Others v Commission (C‑465/09 P to 

C‑470/09 P, not published, EU:C:2011:372, paragraph 

171 and the case-law cited), and, more recently, order of 

22 November 2018, King v Commission (C‑412/18 P, 

not published, EU:C:2018:947, paragraph 18). 

60 In paragraphs 60 to 91, at least, of the judgment under 

appeal. 

http://www.ippt.eu/
https://www.ippt.eu


www.ippt.eu   IPPT20191031, CJEU, Repower v EUIPO 

  Page 15 of 15 

61 See, for example, order of 11 June 2015, Faci v 

Commission (C‑291/14, not published, EU:C:2015:398, 

paragraph 50 and the case-law cited). 

62 Paragraph 93 of the judgment under appeal. 

63 The General Court cited the judgments of 12 July 

1957, Algera and Others v Common Assembly (7/56 and 

3/57 to 7/57, EU:C:1957:7, pp. 55 and 56); of 22 March 

1961, Snupat v High Authority (42/59 and 49/59, 

EU:C:1961:5, p. 87); and of 13 July 1965, Lemmerz-

Werke v High Authority (111/63, EU:C:1965:76, p. 

690). 

64 The General Court cited the judgments of 3 March 

1982, Alpha Steel v Commission (14/81, EU:C:1982:76, 

paragraph 10); of 5 December 2000, Gooch v 

Commission (T‑197/99, EU:T:2000:282, paragraph 53); 

of 12 September 2007, González and Díez v 

Commission (T‑25/04, EU:T:2007:257, paragraph 97); 

and of 11 July 2013, BVGD v Commission (T‑104/07 

and T‑339/08, not published, EU:T:2013:366, paragraph 

63). 

65 Italics added. 

66 Paragraph 93 of the judgment under appeal. 

67 An incidental reference to that provision was made in 

connection with the argument in support of the power of 

Boards of Appeal to revoke an act on the grounds of an 

inadequate statement of reasons, relying on Article 80(1) 

of Regulation No 207/2009. 

68 See, on the exchange of information between the 

Office and the authorities of the Member States, Article 

20 of Commission Implementing Regulation (EU) 

2018/626 of 5 March 2018 laying down detailed rules 

for implementing certain provisions of Regulation 

2017/1001, and repealing Implementing Regulation 

(EU) 2017/1431 (OJ 2018 L 104, p. 37). 

 

 

http://www.ippt.eu/
https://www.ippt.eu

